Friedhofsordnung

der ev.-luth. Kirchengemeinde Ammelbruch



I. Allgemeine Bedingungen
§1 Bezeichnung und Zweck des Friedhofs

(1) Der Friedhof in Ammelbruch steht im Eigentum und der Verwaltung der Kirchengemeinde
Ammelbruch.

(2) Der Friedhof ist eine 6ffentliche Einrichtung und dient der Bestattung aller Personen, die bei
threm Ableben Einwohner der Kirchengemeinde Ammelbruch oder vor ihrem Tod auf diesem
ein Grabnutzungsrecht erworben haben. Im Ubrigen kénnen Auswirtige Grab- und
Bestattungsrechte auf dem Friedhof nur mit Zustimmung des Kirchenvorstands erwerben.

§2 Verwaltung des Friedhofs

(1) Dei Verwaltung und Aufsicht iiber den Friedhof fiihrt der Kirchenvorstand. Er kann die
laufenden Verwaltungsgeschéfte einem Friedhofsausschuss iibertragen.

(2) Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und Gesundheitsbehorden werden hierdurch nicht
beriihrt.

(3) Im Zusammenhang mit allen Tétigkeiten der Friedhofsverwaltung diirfen die hierfiir
erforderlichen personenbezogenen Daten erhoben, verarbeitet, gespeichert und genutzt werden.
Eine Dateniibermittlung an sonstige Stellen und Personen ist zulédssig, wenn:

a) Es zur Erfiillung des Friedhofszwecks erforderlich ist,

b) Die Datenempfianger der Stellen oder Personen ein berechtigtes Interesse an der
Kenntnis der zu vermittelnden Daten glaubhaft darlegen und die betroffenen Personen
kein schutzwiirdiges Interesse an dem Ausschluss der Ubermittlung haben.

Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Gesetzes iiber den Kirchlichen Datenschutz

(DSG-EKD).

I1. Ordnungsvorschriften
§3 Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Wiirde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die
Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.
(2) Kinder unter 10 Jahren diirfen den Friedhof nur in Begleitung und Verantwortung Erwachsener
betreten.
(3) Aufdem Friedhof ist nicht gestattet:
a) Die Wege mit Fahrzeugen aller Art - Kinderwagen und Rollstiihle ausgenommen, zu
befahren,
b) Waren aller Art, insbesondere Blumen und Krénze und gewerbliche Dienste anzubieten
und dafiir zu werben,
c) an Sonn- und Feiertagen und in der Néhe einer Bestattung Arbeiten auszufiihren,
d) gewerbsmillig zu fotografieren,
e) Druckschriften ohne Genehmigung zu verteilen,
f) der Aufgezahlt unbeteiligter Zuschauer bei Bestattungen,
g) Abraum, Abfille, Papier usw. Aulerhalb der dafiir bestimmten Plitze abzulegen
h) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu
beschidigen, Einfriedungen und Hecken zu iibersteigen und Rasenflichen, Grabstitten
und Grabeinfassungen unberechtigt zu betreten,
1) zu ldrmen, zu spielen und sich sportlich zu betétigen,
j) das Mitnehmen von Hunden auf dem Friedhof,



k) Ansprachen und musikalische Darbietungen auf3erhalb von Bestattungen ohne
Genehmigung zu halten,
1) Unkrautvernichtungsmittel und chemische Schéddlingsbekdmpfungsmittel zu verwenden.
(4) Der Friedhof ist fiir Besucherinnen und Besucher gedffnet:
A) In den Monaten Mérz und Oktober von 7.00 Uhr bis 18.00 Uhr
B) In den Monaten April und September von 7.00 Uhr bis 19.00 Uhr
C) In den Monaten Mai bis August von 7.00 Uhr bis 20.00 Uhr
D) In den Monaten November bis Februar von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr
(5) Ausnahmen kénnen zugelassen werden, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und dieser
Ordnung vereinbar sind. Erforderliche Genehmigungen sind rechtzeitig bei der
Friedhofsverwaltung einzuholen.

§4 Veranstaltungen von Trauerfeiern

(1) Bei ev.-luth. Begrébnisfeiern sind Ansprachen im Gottesacker, die nicht Bestandteil der
kirchlichen Handlung sind, erst nach Beendigung der kirchlichen Feier zuléssig.

(2) Die Beisetzung Andersgldubiger ist unter den fiir sie iiblichen Formen gestattet.

(3) Trauerfeiern, die ohne Mitwirkung einer Pfarrerin oder eines Pfarrers auf dem Friedhof
abgehalten werden, miissen der Wiirde des Ortes entsprechen und diirfen das christliche
Empfinden nicht verletzen. Sie diirfen vor allem keine Ausfithrungen enthalten, die als Angriff
auf die Kirche, ihre Lehre, ihre Gebrduche oder ihr Mitglieder empfunden werden kdnnen.

(4) Der Kirchenvorstand ist berechtigt, die Veranstaltung von Trauerfeiern, soweit sie neben dem
Ritus der Religionsgemeinschaft vorgesehen sind, ganz oder teilweise (Ansprachen, Lieder
usw.) von seiner Genehmigung abhédngig zu machen. Bei Mitwirkung von nichtkirchlichen
Musikvereinigungen ist immer rechtzeitig um Genehmigung nachzusuchen.

§5 Gewerbliche Arbeiten auf dem Friedhof

(1) Tatig werden konnen nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher, betrieblicher und
personlicher Hinsicht zuverldssig sind und die Friedhofsordnung schriftlich anerkennen.

(2) Bildhauer und Bildhauerinnen, Steinmetze und Steinmetzinnen, Gértner und Gértnerinnen und
deren fachliche Vertreter sollen dariiber hinaus die Meisterpriifung in ihrem Beruf abgelegt oder
eine anderweitige gleichwertige fachliche Qualifikation erworben haben. Bildhauer und
Bildhauerinnen, Steinmetze und Steinmetzinnen sollen entsprechend ihrem Berufsbild in die
Handwerksrolle eingetragen sein.

(3) Bestatter und Bestatterinnen miissen als Gewerbetreibende zugelassen sein und sollten eine
berufsspezifische Fachpriifung abgelegt haben.

(4) Der Friedhofstrager kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen, womit ihm keine gesetzlichen
Regelungen oder Verordnungen entgegenstehen.

(5) Der Friedhofstrager kann die Erlaubnis zur Tétigkeit auf dem Friedhof davon abhéngig machen,
dass der Antragsteller einen fiir die Ausilibung seiner Téatigkeit ausreichenden
Haftpflichtversicherungsschutz nachweist.

(6) Der Friedhofstrager kann Gewerbetreibende, die wiederholt oder schwerwiegend gegen die
Vorschriften der Friedhofsverwaltung verstof3en, auf Zeit oder Dauer nach vorheriger
zweimaliger schriftlicher Abmahnung die Tétigkeit auf dem Friedhof durch schriftlichen
Bescheid verbieten.

(7) Mit Grabmalen und Grabbepflanzungen darf nicht geworben werden. Grabmale diirfen daher
nicht mit Firmenaufschriften versehen werden. Eingehauene, nicht farbige Firmennamen bis zu



einer Grofle von 3cm sind jedoch an der Seite oder Riickseite unten zuldssig. Steckschilder zur
Grabkennzeichnung fiir die Grabpflege mit voller Firmenaufschrift der Friedhofsgértner sind
nicht zuldssig.

(8) Gewerbetreibende haften fiir alle Schiden, die sie oder ihre Mitarbeiter im Zusammenhang mit
ithrer Tétigkeit auf dem Friedhof verursachen. Bei Beendigung der Arbeiten ist der Arbeitsplatz
wieder in einen ordnungsgeméafien und verkehrssicheren Zustand zu versetzen. Die fiir die
Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien diirfen liber die Dauer der Ausfiihrung des
jeweiligen Auftrags hinaus nicht auf dem Friedhof gelagert werden. Es ist nicht gestattet, Geréte
der Gewerbetreibenden in oder an den Wasserentnahmestellen des Friedhofs zu reinigen.

(9) Die Titigkeit Gewerbetreibender auf dem Friedhof beschrinkt sich auf die Offnungszeiten,
nicht jedoch an Sonn- und Feiertagen.

(10)Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, die bei ihren Arbeiten anfallenden nicht
kompostierbaren Abfélle vom Friedhof zu entfernen.

§6 Durchfiihrung der Anordnungen

(1) Den Anordnungen der mit der Aufsicht betrauten Personen ist Folge zu leisten.
(2) Zuwiderhandelnde konnen vom Friedhof verwiesen werden und setzen sich strafrechtlicher
Verfolgung aus.

I11. Bestattungsvorschriften
§7 Anmeldung der Beerdigung

(1) Die Bestattung ist unverziiglich bei der Friedhofsverwaltung unter Vorlage der Bescheinigung
des Standesamtes liber die Beurkundung des Todesfalles oder des Bestattungserlaubnisscheines
der Ordnungsbehorde schriftlich anzumelden. Bei Urnenbeisetzungen ist zusétzlich die
Eindscherungsurkunde vorzulegen. Die Bestattung kann frithestens zwei Arbeitstage nach der
Anmeldung erfolgen. Dabei ist die Anmeldung der Bestattung durch die antragsteilende Person
zu unterschreiben. Ist die antragsstellende Person nicht nutzungsberechtigt an der Grabstitte, so
hat auch die nutzungsberechtigte Person durch Unterschrift ihr Einverstdndnis zu erklédren. Ist
die nutzungsberechtigte Person einer Wahlgrabstitte verstorben, so hat die neue
nutzungsberechtigt Person durch Unterschrift die Ubernahme des Nutzungsrechtes in der
Anmeldung schriftlich zu beantragen.

(2) Wird eine Bestattung nicht rechtzeitig mit den erforderlichen Unterlagen bei der
Friedhofsverwaltung angemeldet, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, den
Bestattungstermin bis zur Vorlage der erforderlichen Angaben und Unterlagen auszusetzen.
Werden die erforderlichen Unterschriften nicht geleistet, konnen Bestattungen nicht verlangt
werden.

§8 Zuweisung der Grabstitten

Grabstitten werden in der Regel nur beim Todesfall zugewiesen. Uber Ausnahmen entscheidet der
Kirchenvorstand.



§9 Verleihung des Nutzungsrechtes

(1) Mit der Uberlassung einer Grabstitte und der Zahlung der festgesetzten Gebiihren sowie der
schriftlichen Anerkennung der Ordnungen wird dem Berechtigen das Recht verliehen, die
Grabstitte nach Mallgabe der jeweiligen Friedhofsordnung zu nutzen,

(2) Uber die Verleihung des Nutzungsrechtes wird dem Berechtigten eine Urkunde ausgestellt und
mit der Friedhofsordnung iibergeben.

(3) Soll die Beerdigung in einer vorhandenen Grabstitte stattfinden, so ist auf Verlangen der
Nachweis der Nutzungsberechtigten zu erbringen.

§10 Ausheben und Schlieflen eines Grabes

(1) Ein Grab darf nur vom Totengrédber oder von solchen Hilfskrédften nach den Vorgaben der
Berufsgenossenschaft (Sozialversicherung fiir Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau)
ausgehoben und geschlossen werden, die damit von zustdndiger Stelle beauftragt sind.

(2) Die bei dem Ausheben eines Grabes aufgefundenen Reste einer fritheren Bestattung werden auf
dem Boden der Grabstitte eingegraben.

§11 Tiefe des Grabes

(1) Bei Erdbestattungen werden die Griber verschieden tief angelegt. Dabei sind folgende Mafle

einzuhalten:
a) fiir Kinder unter 2 Jahren 0,80 m
b) fiir Kinder von 2 bis 7 Jahren 1,10 m
c) fiir Kinder von 7 bis 12 Jahren 1,30 m
d) fiir Personen tiber 12 Jahren 1,80 m

(2) Aschenurnen werden unterirdisch beigesetzt. Dabei betrigt die Mindesttiefe 0,80 m.
§12 GroBe der Griber

(1) Bei Anlagen der Griber fiir Erdbestattungen werden unterirdisch folgende Mindestmalfle
eingehalten:
a) Gréber fiir Kinder bis zu 5 Jahren: Lénge 1,20 m, Breite 0,60 m, Abstand 0,60 m
b) Griber fiir Personen iiber 5 Jahre: Lange 2,10 m, Breite 0,90 m, Abstand 0,60 m
c) Doppelgrab fiir Personen iiber 5 Jahren: Lange 2,10 m, Breite 1,80 m, Abstand 0,60 m
(2) Werden Aschenurnen in besonderen Feldern beigesetzt, so ist fiir ein Urnengrab ein Platz von
mindestens 1,00 m Breite und 1,20 m Lange vorzusehen.

§13 Ruhezeit

Die allgemeine Ruhezeit betragt 30 Jahre
fur verstorbene Kinder bis zu 5 Jahren 25 Jahre
fur Aschen 20 Jahre



§14 Belegung

(1) Jedes Grab darf innerhalb der Ruhezeit nur mit einer Leiche belegt werden.
(2) Sonstige Ausnahmen bediirfen der Zustimmung des Kirchenvorstandes.
(3) Fiir die Beisetzung von Aschenurnen in belegten Grébern gelten besondere Bestimmungen (vgl.
§24)
§15 Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsitzlich nicht gestort werde.

(2) Umbettungen von Leichen und Urnen bediirfen der vorherigen Zustimmung des
Friedhofstrigers sowie der zustdndigen Ordnungsbehorde. Die Zustimmung kann nur bei
Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden. Umbettung aus einer Reihengrabstitte in
eine andere Reihengrabstitte ist nicht zuléssig.

(3) Alle Umbettungen erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. Antragsberechtigt sind die
Angehorigen. Die Einverstdndniserkldrung der oder des ndchsten Angehdrigen der oder des
Verstorbenen und/oder der nutzungsberechtigten Person ist beizufiigen.

(4) Umbettungen werden vom Friedhofspersonal oder dessen Beauftragen durchgefiihrt. Der
Zeitpunkt der Umbettung wird von der Friedhofsverwaltung festgesetzt. Umbettung von
Erdbestattungen finden in der Regel nur in den Monaten Dezember bis Mitte Mirz statt. Im
ersten Jahr der Ruhezeit werden Umbettungen nur bei Vorliegen eines dringenden 6ffentlichen
Interesses ausgefiihrt.

(5) Die antragsstellende Person hat fiir Schiden aufzukommen, die an der eigenen Grabstitte sowie
an der Nachbargrabstitte und den Anlagen durch eine Umbettung entstehen.

(6) Nach Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

(7) Leichen und Urnen zu anderen als Umbettungszwecken wieder auszugraben, bedarf einer
behordlichen oder richterlichen Anordnung.

(8) Die Umbettung biologisch abbaubarer Urnen ist nicht zuldssig.

§16 Registerfiihrung

(1) Uber alle Griiber und Beerdigungen wird ein Grabregister und ein chronologisches
Bestattungsverzeichnis gefiihrt.
(2) Die zeichnerischen Unterlangen (Gesamtplan, Belegungsplan usw.) sind zu aktualisieren.

IV. Grabstiitten
§17 Einteilung der Graber

(1) Nutzungsrechte an Grabstdtten werden unter den in dieser Ordnung aufgestellten Bedingungen
vergeben. Die Grabstitten bleiben Eigentum des Friedhofstrigers. An ihnen bestehen nur
Rechte nach dieser Ordnung.

(2) Auf dem Friedhof werden Nutzungsrechte vergeben an:

a) Reihengriber flir Erdbestattung,

b) Reihengréber fiir Urnenbeisetzung,

c) Wahlgrabstitten fiir Erdbestattung,

d) Wahlgrabstitten fiir Urnenbeisetzung,

e) Rasengriber fiir Erdbestattungen

Die Lage der einzelnen Abteilungen ergibt sich aus dem Belegungsplan.



(3) Die Vergabe von Nutzungsrechten wird abhéngig gemacht von der schriftlichen Anerkennung
dieser Ordnung.

(4) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Verpflichtung zur géirtnerischen Anlage und zur Pflege
der Grabstitten.

(5) Nutzungsberechtigte haben der Friedhofsverwaltung jede Anderung ihrer Anschrift mitzuteilen.
Fiir Schiaden oder sonstige Nachteile, die aus der Unterlassung einer solchen Mitteilung
entstehen, ist die Friedhofstragerin nicht ersatzpflichtig.

(6) Die Nutzungsberechtigten miissen mit Ablauf der Nutzungszeit dem Friedhofstrager die
Grabstitte in abgerdumten Zustand iibergeben. Wird die Grabstitte nicht abgerdumt libergeben,
so werden die Arbeiten von demFriedhofstrager nach vorheriger schriftlicher Androhung auf
Kosten der bisherigen nutzungsberechtigten Person durchgefiihrt. Eine Aufbewahrungspflicht
fiir abgerdaumte Pflanzen und baulichen anlagen besteht fiir die Friedhofstridgerin nicht.

§18 Reihengréber

(1) Reihengriber sind Gréber, die im Beerdigungsfall der Reihe nach oder an nichsptfreier Stelle
abgegeben werden.

(2) In einer Reihengrabstitte darf nur eine Leiche bestattet oder zwei Urnen beigesetzt werden.

(3) Uber die Vergabe des Nutzungsrechtes an einer Reihengrabstitte wird eine schriftliche
Bestétigung erteilt. In ihr ist die genaue Lage der Reihengrabstitte anzugeben.

(4) Die Nutzung an einer Reithengrabstitte erlischt mit Ablauf der in dieser Ordnung festgesetzten
Ruhezeit. Das Nutzungsrecht kann nicht verldngert werden.

(5) Das Abrdumen von Reihengrabfeldern und das Einebnen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeit
wird sechs Monate vorher 6ffentlich oder durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden
Grabfeld bekannt gemacht.

§19 Wahlgriber

(1) Wahlgréber sind Grabstellen, die auf Wunsch einzeln (Einzelgrab) oder zu mehreren
nebeneinander (Familiengrab) fiir eine Nutzungszeit von 30 Jahren abgegeben werden.
(2) Fiir Wahlgréber bestehen folgende MindestmalRe:
a) einfaches Grab: 2,10 m, 0,90 m, 0,60 m
b) doppeltes Grab: 2,10 m, 0,90 m, 0,60 m
(3) In den Familiengrdbern konnen der Berechtigte und seine Angehdrigen bestattet werden. Die
Beisetzung anderer Personen bedarf der Zustimmung des Kirchenvorstandes. Als Angehdrige
gelten:
(a) Ehegatten
(b) Verwandte auf- und absteigender Linie, angenommene Kinder und Geschwister,
(c) die Ehegatten, der unter b) bezeichneten Personen und Verlobte.
(4) Die Nutzungsberechtigten kdnnen ihr Nutzungsrecht nur an eine der berechtigten Personen im
Sinne von Absatz 3 iibertragen. Uber Ausnahmen entscheidet der Kirchenvorstand.
(5) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll die nutzungsberechtigte Person fiir den Fall
ihres Ablebens die Nachfolge im Nutzungsrecht durch einen schriftlichen Vertrag bestimmen,
der erst im Zeitpunkt des Todes des urspriinglichen Nutzungsberechtigten wirksam wird.



(6) Wird zum Ableben der nutzungsberechtigten Person keine derartige Regelung getroffen, geht
das Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehorigen der nutzungsberechtigten
Person mit deren Zustimmung iiber:

a) Ehegatten,

b) Verwandte auf- und absteigender Linie sowie Geschwister, Stiefgeschwister und deren
Kinder,

c) Ehegatten der unter b) bezeichneten Personen,

d) Auf die nicht unter a)-c) fallenden Erben.

(7) Sind keine Angehorigen der Gruppe a)-d) vorhanden oder zu ermitteln, so kann das
Nutzungsrecht mit Zustimmung der Friedhofsverwaltung auch von einer anderen Person
iibernommen werden.

(8) Die Rechtsnachfolgerin oder der Rechtsnachfolger hat der Friedhofsverwaltung den Ubergang
des Nutzungsrechtes unverziiglich anzuzeigen. Die Ubertragung des Nutzungsrechtes wird der
neuen nutzungsberechtigten Person schriftlich bestétigt. Solange dies nicht geschehen ist,
konnen Bestattungen nicht verlangt werden.

(9) Ist keine Person zur Ubernahme des Nutzungsrechtes bereit, oder wird die Ubernahme des
Nutzungsrechtes dem Friedhofstriager nicht schriftlich angezeigt, so endet das Nutzungsrecht an
der Grabstitte nach einer 6ffentlichen Aufforderung, ihn der auf den Entzug des
Nutzungsrechtes hingewiesen wird.

§20 Rasengréber

(1) Rasengréber sind Erdgrabstitten, die als Einzel- oder Familiengrab vergeben werden. Die
Grabstdtten werden vom Friedhofstriger zugewiesen.

(2) Auf den Rasengribern kann je nach Lage entweder eine Steinplatte oder ein Grabstein mit
personlichen Daten der Verstorbenen angebracht werden. Néheres regelt ein Lageplan des
Friedhofstrégers.

(3) Die Rasengriaber werden vom Friedhofstrdger oder durch einen von ihm beauftragten Dritten
dem Geldnde angepasst und Rasen angeséit. Die Rasenfldchen werden vom Friedhofstrager
gepflegt.

(4) Die Sicherung der Grabmale obliegt weiterhin den Nutzungsberechtigten.

(5) Bepflanzung und Grabschmuck kann im ersten Jahr nach Grablegung angebracht werden. Eine
individuelle Grabgestaltung {iber das erste Jahr hinausgehend ist nicht mdglich. Grabschmuck
darf nicht mehr abgelegt werden.

§21 Verldngerung des Nutzungsrechtes

(1) Das Nutzungsrecht kann gegen Zahlung der festgesetzten Gebiihr jeweils um eine weitere
Nutzungszeit verldngert werden. Ein Anspruch auf Verldngerung des Nutzungsrechtes besteht
nicht.

(2) Wird bei spdteren Beisetzungen die Nutzungszeit durch die Ruhezeit iiberschritten, so ist vor
der Beisetzung die notwendig gewordene Verlingerung des Nutzungsrechtes bis zum Ablauf
der Ruhezeit zu beantragen.

(3) Die Verlangerung muss jeweils fiir simtliche Grabbreiten bewirkt werden.

(4) Der Berechtigte ist verpflichtet, fiir eine rechtzeitige Verldngerung zu sorgen.



§22 Erloschen des Nutzungsrechtes

(1) Wird das Nutzungsrecht nicht verlidngert, so erlischt es nach Ablauf der Nutzungszeit.

(2) Nach Erloschen des Nutzungsrechtes fillt die Grabstitte an die Kirchengemeinde zuriick. Die
Friedhofsverwaltung kann iiber sie nach Ablauf der Ruhezeit des zuletzt Bestatteten anderweitig
verfiigen. Nicht entfernte Grabmale und sonstige Ausstattungsgegenstidnde gehen nach dieser
Zeit ohne Entschddigung in die Verfiigungsgewalt der Kirchengemeinde iiber. Die Kosten dafiir
konnen dem Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt werden. Hierauf soll vorher schriftlich
oder durch ortsiibliche Bekanntmachung hingewiesen werden.

§23 Wiederbelegung

(1) Wahlgréiber konnen nach Ablauf der Ruhezeit wieder belegt werden.
(2) Wird bei einer Wiederbelegung einer Grabstelle die Nutzungszeit durch die Ruhezeit
iiberschritten, gilt §21 sinngemal.

§24 Urnengriaber

(1) In Urnenreihengrabern konnen bis zu zwei Urnen beigesetzt werden.

(2) In Wahlgrabstitten und Rasengribern fiir Erdbestattungen konnen pro Grabplatz bis zu zwei
Urnen beigesetzt werden. In Wahlgrabstitten fiir Urnenbeisetzungen kdnnen bis zu zwei Urnen
beigesetzt werden.

(3) Werden Aschenurnen in einem belegten Wahlgrab beigesetzt, so gilt §21 entsprechend.

§25 Nutzungsrecht

Fiir das Nutzungsrecht an Urnengribern finden die Vorschriften iiber Reithen- und Wahlgraber
entsprechend Anwendung.

V. Friedhofskapelle und Leichenhalle
§26 Benutzung der Kirche

(1) Die Kirche ist fiir die kirchliche Feier bei der Bestattung von Gliedern der evangelischen
Kirchengemeinde in Ammelbruch bestimmt.

(2) Die Benutzung der Kirche durch andere christliche Religions- oder
Weltanschauungsgemeinschaften bedarf der vorherigen Zustimmung des Kirchenvorstands.

§27 Benutzung der Leichenhalle

(1) Die Leichenhalle dient zur Aufnahme der Verstorbenen bis zu ihrer Beerdigung.

(2) Das Offnen und SchlieBen der Leichenhalle sowie der Sirge darf nur von dem Beauftragten der
Friedhofsverwaltung vorgenommen werden. Das Offnen der Sirge erfolgt auf Wunsch der
Angehorigen, sofern in gesundheitlicher Hinsicht oder aus sonstigen Griinden keine Bedenken
dagegen vorliegen.

(3) Sirge der an anzeigepflichtigen und ansteckenden Krankheiten Verstorbene sowie Sirge, die
von auswérts kommen, diirfen nur mit Genehmigung des zustindigen Amtsarztes gedffnet
werden.



§28 Ausschmiickung

Vorschriften iiber die Art der Ausschmiickung der Peterskirche Ammelbruch kann sich der
Kirchenvorstand vorbehalten.

VI. Schlussbestimmungen
§29 Grabmal- und Bepflanzungsordnung

(1) Zur Sicherung einer christlichen Grabmalkultur und einer einheitlichen Gestaltung des
Friedhofes hat der Kirchenvorstand eine besondere Grabmal- und Bepflanzungsordnung
erlassen. Sie ist Bestandteil dieser Ordnung und fiir alle, die auf dem Friedhof ein
Grabnutzungsrecht erwerben oder erworben haben, verbindlich.

(2) Wird von einer Ubergabe der Grabmal- und Bepflanzungsordnung abgesehen, so kann sie im
Pfarramt wihrend der Dienststunden eingesehen werden.

(3) Die zugelassenen Gewerbebetriebe haben die Grabmal- und Bepflanzungsordnung zur Kenntnis
zu nehmen und einzuhalten.

§30 Friedhofsgebiihren
Fiir die Erhebung der Gebiihren ist die jeweilige Friedhofsgebiihrenordnung maf3gebend.
§31 Inkrafttreten
(1) Diese Friedhofsordnung tritt nach ihrer aufsichtlichen Genehmigung mit ihrer Bekanntmachung
in Kraft. Sie kann jederzeit mit aufsichtlicher Genehmigung ergénzt und abgeandert werden.

(2) Mit dem gleichen Tage treten alle bisher fiir den Friedhof erlassenen Bestimmungen auf3er
Kraft.



Grabmal- und
Bepflanzungsordnung

Fiir den Friedhof der ev.-luth. Kirchengemeinde Ammelbruch



I. Grabmale
§1

(1) Gegenstinde, die zur Ausstattung der Grabstétten auf dem Friedhof dienen - im Folgenden kurz
als Grabmale oder Steineinfassungen bezeichnet -, diirfen nur mit Genehmigung der
Friedhofsverwaltung aufgestellt oder verdndert werden.

(2) Mit dem Antrag auf Genehmigung ist bei der Friedhofsverwaltung eine Zeichnung in
Aktenblattgrofe einzureichen. Diese muss die beabsichtigte Gestaltung nach Grundriss, Vorder-
und Seitenansicht im MaBlstab von mindestens 1:10 erkennen lassen und den Namen des
Verfertige, des Verstorbenen, des Grabnutzungsberechtigten und des Auftraggebers enthalten,
falls dieser nicht der Grabnutzungsberechtigte ist. Ferner ist die Inschrift des Grabmals und
dessen Beschaffungspreis anzugeben. Die Hauptmalle sind einzuschreiben und die in
Verwendung kommenden Werkstoffe genau zu bezeichnen. Auf Verlangen der
Friedhofsverwaltung sind Zeichnungen von Einzelheiten des Grabmals, bei Bildhauerarbeiten
auch Modelle und Werkstoffproben vorzulegen.

(3) Unter die vorstehenden Bestimmungen fallen nicht: Krénze, Naturblumen und géirtnerische
Anlagen.

§2

(1) Das Gesuch um Erlaubnis zur Aufstellung ist rechtzeitig, d.h. vor Auftragserteilung an die
Lieferfirma, einzureichen.

(2) Wird ein Grabmal ohne Genehmigung errichtet oder entspricht es nicht dem genehmigten
Entwurf, so kann es auf Kosten des Nutzungsberechtigten von der Friedhofsverwaltung entfernt
werden.

(3) Esist verboten, den Friedhof zu betreten, um ein nicht genehmigtes Grabmal zu errichten.

§3

Das Grabmal muss in Form und Werkstoff handwerklich gut gestaltet sein und sich harmonisch in
das angestrebte Gesamtbild des Friedhofes einordnen. Es muss den Groenverhéltnissen der
Grabstitte entsprechen und sich der Umgebung anpassen.

§4

(1) Als Werkstoff fiir Grabmale ist Naturstein, Eisen, Bronze und Hartholz erlaubt. Eisen und Holz
sind unter dauerhaftem Anstrich zu halten.

(2) Ein Grabmal soll mdglichst nur aus einheitlichem Material bestehen. Sollen bei der Herstellung
eines Grabmals verschiedene Werkstoffe angewandt werden, so muss auch deren
Zusammenstellung ausdriicklich vom Kirchenvorstand genehmigt sein. Dasselbe gilt von
Zutaten aus Eisen, Bronze und Keramik, wobei schablonenhafte Dutzendware grundsétzlich
ausgeschlossen ist.

(3) Polierte und schwarze Grabsteine sind verboten.

§5

Grabsteine und Grabfassungen aus Naturstein diirfen nur aufgestellt werden, wenn sie ohne Formen
der Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des Ubereinkommens Nr. 182 der Internationalen



Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 iiber das Verbot und unverziigliche MaBnahme zur
Beseitigung der Formen der Kinderarbeit (BGBI. 2001 II. S. 1290,1291) hergestellt worden sind
und hierfiir einen Nachweis gemél Art. 9A a Abs. 2 BestG in der jeweils geltenden Fassung
vorgelegt wird. Die Herstellung im Sinne dieser Vorschrift umfasst sémtliche Bearbeitungsschritte
von der Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt. Eines Nachweises gemif Satz 1 bedarf es
nicht, wenn der LetztverduBBerer glaubhaft macht, dass die Grabsteine oder Grabeinfassungen aus
Naturstein oder deren Rohmaterial vor dem 1. September 2016 in das Bundesgebiet eingefiihrt
wurden.

§6

Verboten sind Nachbildungen von Felsen, Mauerwerk, Bauformen in Stein, Tropfstein, Gips,
Zementmasse, Glasplatten, Blechformen aller Art, Porzellanfiguren, Holzkreuze mit aufgemalter
Maserung.

§7

(1) Die Grabmale diirfen nicht breiter als jeweils die Hélfte der Grabstelle sein.

(2) Die Grabmale aus Stein oder Holz diirfen nicht hoher als 1,40 m sein, gemessen von dem das
Grabmal umgebenden Friedhofsgeldnde bis zur Oberkante des Grabmalkerns. Wenn auf
Grabsteinen figiirliche Aufsitze angebracht sind, kann der Kirchenvorstand ausnahmsweise
zulassen, dass dadurch das vorgeschriebene HohenmaR tiberschritten wird. Das Grabmal darf
jedoch durch solche Aufsitze keinesfalls hoher als 1,80 m werden. Dei Grabmale von Reihen-
und Kindergriabern diirfen eine Hohe von 1,00 m nicht tiberschreiten.

(3) Auf den Familiengridbern darf jeweils nur ein Grabstein aufgestellt werden.

(4) Grabmale bei Rasengribern kdnnen je nach Zuweisung des Friedhoftragers entweder
Grabplatten mit den Maflen 40cm Lénge und 60cm Breite, die maximal 10cm {iber den Boden
herausragen, oder Grabsteine, flir deren Gestaltung die MalB3gaben fiir Grabmale in der
Grabmal- und Bepflanzungsordnung gelten.

§8

Aus Griinden der Standsicherheit von Grabmalen betrédgt die erforderliche Mindeststérke bei
Grabmalen ab 0,4 m bis 1,00 m H6éhe 0,14 m, ab 1,00 m bis 1,50 m Hohe 0,16m und ab 1,50 m
Hoéhe 0,18 m. Grabmale, die die geforderte Mindeststirke unterschreiten werden vom
Friedhofstridger aus Griinden der Verkehrssicherheit auf Kosten des Nutzungsberechtigten wieder
entfernt.

§9

(1) Die Inschrift soll das Andenken an den Verstorbenen wiirdig bewahren. Sie kann durch
geeignete Zusdtze erweitert und durch Zeichen und Sinnbilder ergédnzt werden.

(2) Es st verboten, an den Grabmalen etwas anzubringen, was in Widerspruch zu christlichen
Anschauungen steht.

(3) Die Inschrift des Grabmals soll als zierender Bestandteil des Ganzen wirken und gut verteilt
sein. An jedem Grabmal ist an der Riickseite an der rechten Ecke iiber dem Sockel die
Abteilungsbezeichnung, Reihe und Nummer des Grabes deutlich sichtbar anzubringen.



§10

(1) Die Grabmale sind in ihrer Grof3e entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des
Handwerks (Richtlinien des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz- und
Steinbildhauerwerks fiir das Fundamentieren und Versetzen von Grabdenkmalern in der jeweils
geltenden Fassung) zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauerhaft standsicher sind
und auch beim Offnen benachbarter Griiber nicht umstiirzen oder sich senken kénnen. Satz 1
gilt fiir sonstige bauliche Anlagen entsprechend.

(2) Nicht handwerksgerecht ausgefiihrte Fundamente miissen auf Weisung der Friedhofsverwaltung
entfernt und fachgerecht erneuert werden.

§11

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in wiirdigem und
verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich dafiir ist die nutzungsberechtigte Person.

(2) Mingel beziiglich der Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen
davon, hat die nutzungsberechtigte Person unverziiglich durch zugelassenes Fachpersonal
beseitigen zu lassen. Bei Nichtbeachtung dieser Bestimmung haftet die nutzungsberechtigte
Person fiir den Schaden. Wenn keine unmittelbare Gefahr besteht, erhilt die
nutzungsberechtigte Person eine Aufforderung zur Befestigung oder Beseitigung. Ist die
nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so ist die
erforderliche Instandsetzung durch einen einmonatigen Hinweis auf der Grabstitte und durch
offentliche Bekanntmachung anzuzeigen. Kommt die nutzungsberechtigte Person der
Aufforderung zur Befestigung oder Beseitigung nicht nach, kann der Friedhofstrager nach
Fristsetzung und Androhung der Ersatzvornahme am Grabmal oder an den sonstigen baulichen
Anlagen SicherungsmafBnahmen auf Kosten der nutzungsberechtigten Person vornehmen
lassen.

(3) Bei unmittelbarer Gefahr ist der Friedhofstrdager berechtigt, ohne vorherige Aufforderung an die
nutzungsberechtigte Person das Grabmal auf deren Kosten umzulegen oder andere geeignete
MafBnahmen durchzufiihren. Die nutzungsberechtigte Person erhélt danach eine Aufforderung,
die Grabstitte oder das Grabmal wieder in einen ordnungsgeméafen Zustand zu versetzen.
Geschieht dies nicht, so kann der Friedhofstrager nach Fristsetzung und Androhung der
Ersatzvornahme die notwendigen Arbeiten durchfiihren oder das Grabmal entfernen lassen. Die
entsprechenden Kosten hat die nutzungsberechtigte Person zu tragen. Der Friedhofstriager ist
nicht verpflichtet, das Grabmale oder Teile des Grabmals aufzubewahren.

§12

(1) Grabmale und deren Anlagen diirfen vor Ablauf der Ruhe- oder Nutzungszeit der Grabstitte
nicht ohne Genehmigung des Kirchenvorstands verdandert oder entfernt werden. Dies gilt auch
fiir Firmen, die sich das Eigentum an dem Grabmal vorbehalten haben.

(2) Kiinstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmale oder solche, die als besondere Eigenart des
Friedhofes zu gelten haben, unterstehen dem besonderen Schutz des Friedhoftragers. Sie
werden als erhaltenswerte Grabmale in einem Verzeichnis gefiihrt und diirfen nur mit
Genehmigung der Friedhofsverwaltung abgeédndert oder entfernt werden. Bei
denkmalgeschiitzten Grabmalen ist zusitzlich das Einvernehmen mit der Unteren
Denkmalschutzbehdrde herzubestellen.



(3) An Grabstitten mit erhaltenswerten Grabmalen, die frei von Nutzungsrechten und Ruhefristen
sind, konnen neue Nutzungsrechte vergeben werden, wenn sich die erwerbende Person und ihre
im Recht nachfolgenden Personen zur Restaurierung sowie zur laufenden Unterhaltung der
Grabstitte verpflichten. Die Verdnderung und Ergdnzungen der Grabmale diirfen nur mit der
Zustimmung des Friedhofstrdgers und bei denkmalgeschiitzten Grabmalen im Einvernehmen
mit der Unteren Denkmalschutzbehdrde erfolgen.

(4) Grabmale, die den Anforderungen von Absatz 2 entsprechen, konnen gegebenenfalls an anderer
Stelle aufgestellt werden.

I1. Bepflanzung und Pflege der Griber
§13

(1) Die Grabstitten sind innerhalb von sechs Wochen nach ihrer Belegung abzurdumen und
aufzuhiigeln.

(2) Jede Grabstitte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck
erfiillbar ist und die Wiirde des Friedhofes gewahrt bleibt. Die Grabstétten sind géirtnerisch so
zu bepflanzen, dass andere Grabstitten und die 6ffentlichen Anlage und Wege nicht
beeintrachtigt werden. Die auf der Grabstitte geplanten Geholze diirfen in der Hohe im
ausgewachsenen Zustand 1,50 m und in der Breite die Grabstéttengrenzen nicht iiberschreiten.

(3) Die Grabstitten miissen spétestens sechs Monate nach dem Erwerb des Nutzungsrechtes sowie
nach jeder Bestattung baldmdglichst ordnungsgemal gértnerisch hergerichtet und weiterhin
unterhalten werden.

(4) Das Anliefern und Verwenden von Kunststoffen fiir die Grabgestaltung und als Grabschmuck
ist untersagt. Das gilt insbesondere fiir Grabeinfassungen, Grababdeckungen und Grabmale und
moglichst auch fiir Blumentdpfe und Schalen. Die Nutzungsberechtigten sind verpflichtet die
anfallenden Abfille in die von dem Friedhofstriger vorgegebenen und entsprechend
gekennzeichneten Abfallbehilter, getrennt nach kompostierbarem und nicht kompostierbaren
Material abzulegen.

(5) Nicht gestattet ist das Aufbewahren von GefdBlen und Geritschaften aller Art auf der Grabstitte.
Das Aufstellen von Bénken und anderen Sitzgelegenheiten ist genehmigungspflichtig.

(6) Der Baumbestand auf dem Friedhof steht unter besonderem Schutz. Nutzungsberechtigte an
Grabstdtten haben keinen Anspruch auf Beseitigung von Bdumen, Pflanzen und Hecken durch
die sie sich in der Pflege der Grabstitte beeintrachtigt fiihlen.

§14

(1) Einfassungen und Einfriedungen aus Eisen und Holz sind verboten. Steinerne Einfassungen
diirfen nicht héher als 10 cm aus dem Erdreich herausragen.

(2) Es ist gestattet, die Familiengrabstitten mit immergriinen Strduchern zu umgeben, die die Hohe
von 0,60 m nicht tiberschreiten diirfen und jederzeit tadellos beschnitten und gepflegt sein
miissen.
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§15

Verwelkte Blumen und Striaucher sind von den Grébern zu entfernen.
Unwiirdige GefiaB3e (Konservendosen und dgl.) fiir Blumen diirfen nicht aufgestellt werden.

Alle kiinstlichen Kridnze und Strduf3e aus Blech, Papier, Perlen, Glasguss usw. sind unwiirdig
und deshalb verboten.

§17

Wird eine Grabstitte nicht ordnungsgemail3 hergerichtet oder gepflegt, hat die
nutzungsberechtigte Person nach schriftlicher Aufforderung des Friedhofstrigers die Grabstéitte
innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist die verantwortliche Person nicht
bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu vermitteln, wird durch 6ffentliche
Bekanntmachung und durch einen auf drei Monate befristeten Hinweis an der Grabstitte auf die
Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hingewiesen.

Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung nicht nach, kann die
Friedhofsverwaltung die Grabstétte auf Kosten der nutzungsberechtigten Person in Ordnung
bringen lassen oder das Nutzungsrecht ohne Entschiddigung entziehen. Vor dem Entzug des
Nutzungsrechts bzw. Vor Herrichtung der Grabstétte auf Kosten der nutzungsberechtigten
Person ist sie noch einmal schriftlich unter Fristsetzung und Hinweis auf die Rechtsfolgen
aufzufordern, die Grabstitte unverziiglich in Ordnung zu bringen. In Androhung der
Ersatzvornahme sind die voraussichtlichen Kosten zu benennen. In dem Entziehungsbescheid
wird die nutzungsberechtigte Person aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen
Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheids zu
entfernen.

Der Nutzungsberechtigte ist darauf hinzuweisen, dass das Grabmal und die sonstigen baulichen
Anlagen entschadigungslos in die Verfiigungsgewalt des Friedhoftragers fallen und die Kosten
der Abraumung die nutzungsberechtigten Person zu tragen hat.

Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung
nicht befolgt oder ist die verantwortliche Person nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln,
kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck entfernen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht
zu einer Aufbewahrung des abgerdumten Materials verpflichtet.

III. Schlussbestimmungen

§18

Die Grabmal- und Bepflanzungsordnung ist Bestandteil der jeweils giiltigen Friedhofsordnung. Sie
ist fuir alle, die auf dem Friedhof ein Grabnutzungsrecht haben, verbindlich.



	I. Allgemeine Bedingungen
	II. Ordnungsvorschriften
	III. Bestattungsvorschriften
	IV. Grabstätten
	V. Friedhofskapelle und Leichenhalle
	VI. Schlussbestimmungen
	I. Grabmale
	II. Bepflanzung und Pflege der Gräber
	III. Schlussbestimmungen

